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Nr. 32 Ausgegeben Danzig, den 19. Juni 1933 


voin 18. März 1932 (G. Bl. S. 145) und 1. e, 2m. 0 268 
Durchführungsbeſtimmungen zur Zweiten Verordnung betr. Vermehrung und Erhaltung von Arbeits⸗ 
gelegenheiten vom 17. 1. 1933 // ͤĩↄ⁰¾ i Ä S. 269 
e r IN SL EEHESTER ©. 272 
72 Zweite Verordnung 


zur Durchführung der Nechtsverordnung über Anderung des Aktjenrechts, Kapitalherabſetzung in 
erleichterter Form und einmalige Bilanzierungserleichterungen vom 2. Februar 1932 (G. Bl. S. 105). 
Vom 17. 6. 1933. 

Auf Grund des Artikels IV der Rechtsverordnung über Anderung des Aktienrechts, Kapital⸗ 
herabſetzung in erleichterter Form und einmalige Bilanzierungserleichterungen vom 2. Februar 1932 
(G. Bl. S. 105) wird folgendes verordnet: 

Artikel ! 
Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
8 1 

Im Wege der Einziehung von Aktien, die entgeltlich nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung 
von der Geſellſchaft oder von einem anderen für ihre Rechnung erworben oder von dem Aktionär als 
Gründer oder Zeichner für Rechnung der Geſellſchaft übernommen worden ſind, darf eine Kapitalherab⸗ 
ſetzung in erleichterter Form nicht erfolgen. 


8 2 

(1) Ergibt ſich nach der Beſchlußfaſſung über die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form bei 
Aufſtellung der nächſten Jahresbilanz, daß Wertminderungen und ſonſtige Verkuſte (Artikel ITS 6 
Abf. 2 der Hauptverordnung) in der bei der Beſchlußfaſſung angenommenen Höhe tatſächlich nicht ein⸗ 
getreten oder daß ſie ausgeglichen ſind, ſo iſt den Unterſchiedsbetrag unter den Paſſiven der Jahres⸗ 
bilanz als Reſervefonds einzuſtellen. Dieſer Reſervefonds kann ganz oder teilweiſe nur unter Ein⸗ 
haltung der Vorſchriften des § 289 des Handelsgeſetzbuchs aufgelöſt werden. 

(2) Artikel II S 10 der Hauptverordnung findet entſprechende Anwendung. 

88 

Beträge, die nach der Beſchlußfaſſung über die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form gemäß 
§ 262 Nr. 2 und 3 des Handelsgeſetzbuchs in den geſetzlichen Reſervefonds einzustellen ſind, bleiben bei 
der Bemeſſung der nach Artikel II § 6. Abſ. 2 Satz 2 der Hauptverordnung zuläſſigen Höhe des geſetz⸗ 
lichen Reſervefonds auch dann außer Betracht, wenn ihre Zahlung auf einem Beſchluſſe beruht, der 
zugleich mit dem Beſchluß über die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form gefaßt wird. i 

8.4: 

Artikel II S 9 der Hauptverordnung findet nur Anwendung, wenn ein Gewinnanteil von mehr 
als ſechs vom Hundert an Aktionäre gezahlt wird; er findet keine Anwendung, wenn die Herab⸗ 
ſetzung des Grundkapitals ausſchließlich durch Einziehung von eigenen Aktien oder Vorratsaktien er⸗ 
folgt und hierbei entweder kein Gewinn entſteht oder die gewonnenen Beträge in den geſetzlichen Re⸗ 
ſervefonds eingeſtellt werden. 85 


Soll die Generalverſamnelungg die über die migung der Jahresbilanz zu beſchließen hat; 
zugleich über die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form Beſchluß faſſen ſo können in der Bilanz 
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Kapital und Reſerven in derjenigen Höhe ausgewieſen werden, in der ſie nach Durchführung der Ka⸗ 
pitalherabſetzung beſtehen ſollen. In dieſem Falle kann die Bilanz nur unter der Bedingung genehmigt 
und die Entlaſtung von Vorſtand und Aufſichtsrat nur unter der Bedingung erteilt werden, daß die 
erfolgte Kapitalherabſetzung in das Handelsregiſter eingetragen wird. Iſt die Anmeldung zur Ein⸗ 
tragung nicht bis zum Ablauf von drei Monaten nach der Beſchlußfaſſung erfolgt oder die Eintragung 
nicht innerhalb von zwei Monaten nach der Anmeldung bewirkt, ſo ſind die Beſchlüſſe unwirkſam; 
die Friſten laufen nicht ab, bevor über eine etwa erhobene Anfechtungs⸗ oder Nichtigkeitsklage rechts⸗ 
kräftig entſchieden iſt. 
86 

(1) Soll im Falle des 8 5 gleichzeitig mit der Kapitalherabſetzung in erleichterter Form eine Er⸗ 
höhung des Grundkapitals beſchloſſen werden, ſo kann auch dieſe Kapitalerhöhung in die zu geneh⸗ 
migende Bilanz als vollzogen eingeſetzt werden. In dieſem Falle kann die Bilanz nur unter der 
Bedingung genehmigt und die Entlaſtung von Vorſtand und Aufſichtsrat nur unter der Bedingung 
erteilt werden, daß die Durchführung ſowohl der Kapitalherabſetzung als auch der Kapitalerhöhung 
in das Handelsregiſter eingetragen wird. Sind die Anmeldungen zur Eintragung nicht bis zum Ablauf 
von drei Monaten nach der Beſchlußfaſſung erfolgt oder die Eintragungen nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach der Anmeldung bewirkt, ſo ſind die Beſchlüſſe ſämtlich unwirkſam; die Friſten laufen 
nicht ab, bevor über eine etwa erhobene Anfechtungs⸗ oder Nichtigkeitsklage rechtskräftig entſchieden iſt. 

(2) Eine Beſchlußfaſſung nach Abſ. 1 iſt nur zuläſſig, wenn die neuen Aktien gezeichnet und wenn 
auf jede Aktie, ſoweit nicht andere als durch Barzahlung zu leiſtende Einlagen bedungen ſind, der Be⸗ 
trag bar eingezahlt iſt, der nach S 284 Abſ. 3 verbunden mit § 195 Abſ. 3 des Handelsgeſetzbuchs 
zur Zeit der Anmeldung der erfolgten Kapitalerhöhung bar eingezahlt ſein muß. Der Nachweis der 
Zeichnung und der Bareinzahlung iſt dem Richter oder dem Notar zu erbringen, der den Beſchluß über 
die Erhöhung des Grundkapitals beurkundet. 

(3) Als Barzahlung im Sinne des Abſ. 2 gilt nur die Zahlung in geſetzlichen Zahlungsmitteln; 
der Barzahlung ſteht gleich: 

1. die Einzahlung durch einen von der Bank von Danzig beſtätigten Scheck oder durch Gut⸗ 
ſchrift auf ein Giro⸗Konto bei der Bank von Danzig oder ein Poſtſcheckkonto der Geſellſchaft; 
2. die Einzahlung durch Gutſchrift auf ein Konto der Geſellſchaft bei einer Bank. 

(4) Der Nachweis it im Falle einer Einzahlung nach Maßgabe des Abſ. 3 Nr. 2 durch Vorlage 
einer ſchriftlichen Beſtätigung der Bank zu führen; für die Richtigkeit der Beſtätigung iſt die Bank der 
Geſellſchaft verantwortlich. a Zu 

(5) S 279 des Handelsgeſetzbuchs bleibt unberührt. 


(1) In den Fällen der SS 5, 6 ſind in der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung auf der Seite der Er⸗ 
träge, die aus der Inanſpruchnahme der Reſerven und aus der Kapitalherabſetzung gewonnenen 
Beträge beſonders auszuweiſen. Ferner iſt auf der Seite der Aufwendungen anzugeben, ob und in 
welcher Höhe dieſe Beträge N 

a) zum Ausgleich von Wertminderungen der Vermögensgegenſtände der Geſellſchaft, 
b) zur Deckung von ſonſtigen Verluſten oder N 
ec) zur Einſtellung in den geſetzlichen Reſervefonds verwendet werden. 

(2) Die Bekanntmachung des Jahresabſchluſſes gemäß § 265 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs darf 
im Falle des 8 5 erſt nach Eintragung der erfolgten Kapitalherabſetzung, im Falle des $ 6 erſt nach 
Eintragung der erfolgten Kapitalherabſetzung und Kapitalerhöhung erfolgen. 

(3) Die Vorſchriften des § 2 finden in den Fällen des §§ 5, 6 keine Anwendung. 


8 8 8 b 
Im Falle des § 6 kann eine Herabſetzung des Grundkapitals unter den geſetzlichen Mindeſtbetrag 
beſchloſſen werden, wenn dieſer durch die Kapitalerhöhung mindeſtens wieder erreicht wird. 


Artikel II 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 

* as { 889 11528 l ; 

(1) Um das Stammkapital einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung an den insbeſondere aus 
Anlaß der Wirtſchaftsentwicklung veränderten Vermögensſtand anzupaſſen, kann eine Kapitalherab⸗ 
ſetzung in erleichterter Form nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften vorgenommen werden. 

(2) Die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form kann nur bis zum 31. Dezember 1933 be⸗ 
ſchloſſen werden. . 5 
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? s 10 

Die Geſchäftsführer haben der Geſellſchafterverſammlung, die über die Kapitalherabſetzung in er⸗ 
leichterter Form beſchließt, nähere Auskunft darüber zu erteilen, inwieweit die Anderung des Ver⸗ 
mögensſtandes der Geſellſchaft die Kapitalherabſetzung erforderlich erſcheinen läßt. ä 

a 8 11 

Die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form iſt nur zuläſſig, nachdem der über zehn vom 
Hundert des neuen Stammkapitals hinausgehende Teil der zur Deckung eines Verluſtes dienenden 
Reſervefonds vorweg aufgelöſt worden iſt. 

8 12 

(1) Auf Grund der Kapitalherabſetzung in erleichterter Form dürfen Zahlungen an die Geſell⸗ 
ſchafter unbeſchadet der nachfolgenden Vorſchriften nicht erfolgen. 

(2) Die aus der Inanſpruchnahme der Reſerven und aus der Kapitalherabſetzung gewonnenen 
Beträge dürfen nur zum Ausgleich von Wertminderungen der Vermögensgegenſtände der Geſell⸗ 
ſchaft, zur Deckung von ſonſtigen Verluſten oder zur Einſtellung in Reſervefonds verwendet werden, die 
zur Deckung eines Verlustes beſtimmt ſind. Die Reſervefonds dürfen nach der Einſtellung zehn vom 
Hundert des neuen Stammpatitals nicht überſteigen. 

(3) Ergibt ſich nach der Beſchlußfaſſung über die Kapitalherabſetzung bei der Aufſtellung der 
nächſten Jahresbilanz, daß Wertminderungen und ſonſtige Verluſte in der bei der Beſchlußfaſſung ange⸗ 
nommenen Höhe tatſächlich nicht eingetreten oder daß ſie ausgeglichen ſind, ſo iſt der Unterſchiedsbetrag 
unter die Paſſiven der Jahresbilanz als Reſervefonds einzuſtellen. Dieſer Reſervefonds kann ganz oder 
teilweiſe nur unter Einhaltung der Vorſchriften des § 58 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung aufgelöſt werden. Et 2 25 

8 13 z 

Eine Geſellſchaft, die ihr Stammkapital in erleichterter Form herabſetzt, darf eine Gewinnaus⸗ 
ſchüttung erſt dann vornehmen, wenn die zur Deckung eines Verlustes beſtimmten Reſervefonds min⸗ 
deſtens zehn vom Hundert des neuen Stammkapitals betragen. 17571 


8 14 c ö 
(1) Auf eine Kapitalherabſetzung in erleichterter Form finden die Vorſchriften des § 58 Abf. 1 
des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung keine Anwendung. : 
(2) Eine Befreiung der Geſellſchafter von der Verpflichtung zur Leiſtung von Einlagen auf die Ge- 
ſchäftsanteile tritt nicht ein. 5 
a 8 15 Fa 
Zahlt eine Geſellſchaft, die ihr Grundkapital in erleichterter Form herabgeſetzt hat, für ein Ge⸗ 
ſchäftsjahr, das früher als zwei Jahre nach der Beſchlußfaſſung über die Kapitalherabſetzung beginnt, 
einen Gewinnanteil von mehr als ſechs vom Hundert des Stammkapitals an Geſellſchafter, ſo iſt den 
Gläubigern, deren Forderungen bereits vor der Eintragung des Beſchluſſes über die Kapitalherab⸗ 
ſetzung in das Handelsregiſter begründet waren, Sicherheit zu leiſten, ſoweit ſie nicht Befriedigung ver⸗ 
langen können, wenn ſie ſich innerhalb von drei Monaten nach der Bekanntmachung der Jahresbilanz, 
auf Grund deren die Gewinnverteilung beſchloſſen iſt, oder falls eine Bekanntmachung der Jahresbilanz 
geſetzlich nicht vorgeſchrieben iſt, innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Geſchäftsjahrs zu dieſem 
Zwecke melden. ; : Es 3 
ae $ 16 
Bei Zahlungen, die die Geſellſchafter entgegen den Vorſchriften dieſes Artikels empfangen haben, 
finden die Vorſchriften der SS 31, 43, 44, 52 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung ſinngemäß Anwendung. 8.17 
Die Vorſchriften des Artikel 1 88 5, 6 Abi. 1, SS 7, 8 dieſer Verordnung finden entſprechende 
Anwendung. und 
\ Artikel III 
f Gebührenvorſchriften 1 f Hai 
8 18 
(1) Soweit bei der Berechnung der Gebühren für die regiſtergerichtliche Eintragung von Beſchlüſſen 
der Generalverſammlung (Geſellſchafterverſammlung) über eine Kapitalherabſetzung und für die Beur⸗ 
kundung der Anmeldung zur Eintragung als Wert des Gegenſtandes der Betrag zugrunde zu legen iſt, 
um den das Grundkapital (Stammkapital) herabgeſetzt wird, gilt, wenn es ſich um eine Kapital⸗ 
herabſetzung in erleichterter Form handelt, der fünfte Teil dieſes Betrags als Wert des Gegenſtandes. 
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(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet auch auf ſolche Eintragungen und Beurkundungen der in 
dieſer Vorſchrift bezeichneten Art, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung vorgenommen ſind, 
mit der Maßgabe Anwendung, daß eine Hmaouns bereits entſtandener Notariatsgebühren nicht ſtatt⸗ 
findet. 
Artikel IV 
8 19 
Die Friſt, bis zu deren Ablauf die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form beſchloſſen werden 
kann (Art. II $ 1 Abſ. 2 der Hauptverordnung und Durchführungs⸗Verordnung vom 18. November 
1932 (G. Bl. S. 766) wird bis zum 31. Dezember 1933 verlängert. 


Danzig, den 17. Juni 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dumont 


73 Verordnung 
zur Belebung der Bauwirtſchaft und zur Förderung des Wohnungsbaues. 
Vom 17. 6. 1933. 


Auf Grund von § 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) ſowie von 
§§ 1 und 2 des eee vom 28. 6. 1932 (G. Bl. S. 403) wird hiermit mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 

8 1 d 

Die Wb gh in den §§ 13, 13 a und 13 b des Geſetzes betr. die Gründung neuer An⸗ 
ſiedlungen in den Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen vom 25. Auguſt 1876 (G. S. S. 405) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904 (G. S. S. 227) werden, ſoweit ſie ſich auf die Erteilung 
der Anſiedlungsgenehmigung durch den Kreisausſchuß beziehen, vorbehaltlich eines ſpäteren kommu⸗ 
nalen Laſtenausgleichs für die zum Kreiſe Danziger Niederung gehörenden Gebiete und zwar für die 
Gemeinde Bürgerwieſen und für die Teilgebiete der Gemeinden Groß⸗Walddorf und Klein⸗Walddorf, 
die nördlich der Bahnlinie Ohra— Kaiſerhafen liegen, bis auf weiteres außer Kraft geſetzt. 


82 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 17. Juni 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiereinski⸗Keiſer Dr.⸗Ing. Althoff 


74 Fünfte Verordnung 
zur Ergänzung der Verordnung über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Sicherung der 
Ernte vom 4. Dezember 1931 (G. Bl. S. 907) in der Faſſung der Verordnungen vom 18. März 1932 
. Bl. S. 145) und 1. März 1933 (G. Bl. S. 97). 
Vom 17. 6. 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 26, 23 und 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 
(G. Bl. S. 719) in der ar des Geſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird N mit 
— verordnet: 

Artikel I 

Die Verordnung über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Sichreung der Ernte vom 
4. Dezember 1931 (G. Bl. S. 907) in der Faſſung der Verordnungen vom 18. 2 1932 (G. Bl. 
S. 145) und 1. März 1933 (G. Bl. S. 97) wird wie folgt geändert: ' 

1. 8 16 erhält folgende Faſſung: 
Mährend der Dauer des Sicherungsverfahrens ruht die Wee und der Lauf der 
ö Fritten des $ 10 Abſ. 1 Ziff. 2 bis 4 386. Ss 
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2. Die Richtlinien für den Plan der Sicherungsverwaltung — Art. II der Verordnung vom 
18. März 1932 (G. Bl. S. 145) — erhalten folgenden Abſ. III: 

Der Sicherungsausſchuß kann für die Zahlung der Beiträge an Deichverbände und Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaften ſowie für die Zahlung von Pachtforderungen eine von den Ab⸗ 
lägen I und II abweichende Reihenfolge beſtimmen, ſofern dies nach Lage des Einzelfalles im 
Intereſſe des landwirtſchaftlichen Betriebes notwendig erſcheint. 


Artikel II 


Die Verordnung tritt mit der Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß Art. I Ziff. 2 auch 
auf ſämtliche Sicherungsverfahren zur Sicherung der Ernte des Jahres 1932 Anwendung findet. 


Danzig, den 17. Juni 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dumont 


7⁵ Durchführungsbeſtimmungen 


zur Zweiten Verordnung betr. Vermehrung und Erhaltung von Arbeitsgelegenheiten 
vom 17. 1. 1933 (G. Bl. S. 81). 
8 Vom 17. 6. 1933. 


Auf Grund des § 9 der Zweiten Rechtsverordnung betr. Vermehrung und Erhaltung von 
Arbeitsgelegenheiten vom 17. 1. 1933 (G. Bl. S. 81) wird folgendes angeordnet: 


1. a | 

Die Rechtsverordnung vom 17. 1. 1933 erſtreckt ſich auf alle Betriebe und Unternehmungen, für 

die das Geſetz betr. Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen in der Faſſung der Bekanntmachung 

vom 7. 7. 1931 (G. Bl. S. 670) gilt. Die Verordnung findet keine Anwendung auf die reine Haus⸗ 
wirtſchaft und auf das Hausgewerbe einſchl. der Heimarbeiter. 5 


2. (Zu 8 1) 

Als ſelbſtändige Betriebsabteilungen im Sinne des § 1 Abſ. 1 der Verordnung ind ſolche Be⸗ 
ſtandteile eines Unternehmens anzuſehen, die verwaltungsmäßig, techniſch und wirtſchaftlich ſelbſtändig 
ſind und die einen eigenen Betriebsleiter haben, der zur ſelbſtändigen Annahme und Entlaſſung von 
Arbeitern befugt iſt; im Zweifelsfalle entſcheidet das Staatl. Gewerbeaufſichtsamt. 

Als Kurzarbeitszeit gilt in der Regel jede Arbeitszeit von wöchentlich 42 Stunden und weniger; in 
den Betrieben der Land⸗ und Forſtwirtſchaft gilt als Kurzarbeit in der Regel eine Arbeitszeit, die um 
mindeſtens ½ ö geringer iſt als die geſetzliche Arbeitszeit. 

Als Arbeitnehmer im Sinne des § 1 Abſ. 2 ſind die Arbeitnehmer des Betriebes in ihrer Geſamt⸗ 
heit, vertreten durch ihre geſetzlichen Arbeitnehmervertretungen oder vertreten durch ihre wirtſchaſt⸗ 
lichen Vereinigungen zu verſtehen, nicht einzelne Arbeitnehmer. Bei Betrieben, in denen eine geſetzliche 
Betriebsvertretung nicht beſteht, oder in denen eine wirtſchaftliche Vereinigung von Arbeitnehmern nicht 
vertreten iſt, kann eine Arbeitszeitverkürzung durch den Arbeitgeber nach Anhörung der Mehrzahl der 
wahlberechtigten Arbeitnehmer des Betriebes unter Einhaltung der Kündigungsfriſt des Einzelarbeits⸗ 
vertrages angeordnet werden. 

3. u 8 2) 

Die Vorausſetzungen des § 2 der Rechtsverordnung vom 17. 1. 1933 gelten vorbehaltlich der 
Beſtimmungen des Abſ. 2 ohne weiteres als erfüllt bei Betrieben der Land⸗ und Forſtwirtſchaft, ſowie 
der Fiſcherei. Die Befreiung von der Lohnſummenſteuer für dieſe Betriebe tritt in Kraft mit dem 
1. 4. 1933, ohne daß es inſoweit eines beſonderen Antrages des Betriebsinhabers bedarf. 

Von der allgemeinen Befreiung des Abſ. 1 find ausgenommen: 

a) gewerbliche Nebenbetriebe eines land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betriebes, 
b) land⸗ und forſtwirtſchaftliche Betriebe, die die Genehmigung zur Beſchäftigung ausländiſcher 
Wanderarbeiter N haben und von dieſer ganz oder teilweiſe Gebrauch machen. 


f 4. (Zu 8 2) 
Abgeſchen d von den in Ziff. 3 behandelten Fällen erfolgt eine Befreiung von der Lohnjummen- 
ſteuer nur auf, Antrag des Betriebsinhabers; eine u; Eee ſoll, im beſonderen erfolgen, 
wenn: N 


D e c SE I 
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a) Kurzarbeit zur Vermehrung der Arbeitnehmerzahl oder zur Vermeidung der Entlaſſung von 
Arbeitnehmern durchgeführt worden iſt; in der Regel ſollen mindeſtens 90 v. H. aller Ar⸗ 
beiter und Angeſtellten mit Kurzarbeit beſchäftigt werden, oder 

b) Betriebsſtillegungen vermieden worden ſind, oder 

c) eine Vermehrung der Arbeitnehmerzahl um mindeſtens 5 v. H. gegenüber der durchſchnitt⸗ 
lichen Arbeitnehmerzahl vom 1. 7. 1932 bis 31. 12. 1932 vorgenommen wird, oder 

d) im weſentlichen Umfange Arbeitnehmer Danziger Staatsangehörigkeit anſtelle von Arbeit⸗ 
nehmern, welche die Danziger Staatsangehörigkeit nicht beſitzen, eingeſtellt worden ſind, oder 

e) Handarbeit anſtelle von Maſchinenarbeit zu Gunſten der Einſtellung erwerbsloſer Arbeit⸗ 
nehmer durchgeführt worden iſt, oder 

f) die Aufnahme eines im Gebiete der Freien Stadt Danzig neuartigen Betriebes durchgeführt 
worden iſt, oder 

g) die Einſtellung überalterter Arbeitnehmer, deren Unterbringung in Arbeitsſtellen ſchwierig iſt, 
im beſonderen Maße erfolgt iſt, oder 

h) andere im Ergebnis den vorſtehenden Maßnahmen gleichwertige Maßnahmen durchgeführt 
worden ſind. 

5. (Zu $ 2) 


Der Antrag auf Befreiung von der Lohnſummenſteuer iſt beim Senat, Abt. Handel und Gewerbe, 
zu ſtellen. Der Antragſteller hat die Tatſachen, auf die er ſeinen Antrag ſtützt, glaubhaft zu machen. 
Die Abt. für Handel und Gewerbe prüft den Antrag, gegebenenfalls unter Heranziehung des Staatl. 
Gewerbeaufſichtsamtes, des Landesarbeitsamtes und anderer Dienſtſtellen und entſcheidet über den 
Antrag. 


Die Befreiung von der Lohnſummenſteuer iſt widerruflich auszuſprechen; ſie kann mit Bedin⸗ 
gungen verbunden werden, welche dem Zweck des § 2 der Rechtsverordnung vom 17. 1. 1933 ent⸗ 
ſprechen müſſen. 

In dem Befreiungsbeſcheid iſt der Zeitpunkt feſtzuſetzen, von dem an er in Kraft tritt. In der 
Regel ſoll die Befreiung lediglich vom 1. eines Monats ab gewährt werden. Befreiungen ſollen ferner 
nur für den geſamten Betrieb oder für einen ſelbſtändigen Teil des Betriebes im Sinne des $ 2 
Abſ. 1 der Durchführungsbeſtimmungen ausgeſprochen werden. 


6. Zu 8 2) 

Die Befreiung von der Lohnſummenſteuer ſoll — abgeſehen von den im 8 72 Sieber 
geſetzes angegebenen Gründen — im beſonderen widerrufen werden, wenn die Vorausſetzungen, unter 
denen die Befreiung gewährt wurde, fortgefallen ſind oder die bei Genehmigung des Befreiungs⸗ 
antrages geſtellten Bedingungen nicht innegehalten werden. 

Die Kontrolle über die Durchführung der Vorausſetzungen und Bedingungen für den Erlaß der 
Lohnſummenſteuer liegt dem Staatl. Gewerbeaufſichtsamte ob. Dieſe Behörde iſt verpflichtet, dem 
Senat — Abt. Handel und Gewerbe — Mitteilung zu machen, falls ihr Maßnahmen bekannt werden, 
welche erkennen laſſen, daß die Vorausſetzungen oder Bedingungen für den Erlaß der Lohnſummen⸗ 
ſteuer nicht mehr gegeben oder erfüllt ſind. Die gleiche Verpflichtung haben alle übrigen Dienſtſtellen, 
zu deren Kenntnis derartige Tatſachen kommen. 

Der Widerruf der Lohnſummenſteuerbefreiung iſt vom Senat — Abt. Handel und Gewerbe — 
auszuſprechen, die das Landesſteueramt von dem Widerruf unverzüglich in Kenntnis zu ſetzen hat. Ziff. 5 
Abſ. 3 gilt entſprechend. 

7. (Zu 8 3) i 

Eine Kürzung des Lohnes oder Gehaltes im gleichen Verhältnis zur Nr der Arbeitszeit 
entſprechend 8 1 der Verordnung tritt nur dann ein, wenn durch Vereinbarung oder durch verbindlich 
erklärten Schiedsſpruch keine andere Beſtimmung über das ieee bei Einrichtung von N 
arbeitszeit getroffen iſt. 

8. (Zu 8 3) f = fi} 

Anträge auf Kurzarbeiterunterſtützung entſpr. $ 3 der Verordnung ſind an den Bond der Ge⸗ 
meinde zu richten, in der der Arbeitnehmer ſeinen Wohnſitz hat. 


9. (Zu 8 4) 


Zu 8 4 der Verordnung wird beſtimmt, daß die in Kraft befindlichen een zwecks 
Durchführung von Kurzarbeit entſpr. 8 1 dieſer Verordnung mit einmonatlicher Friſt zum Monatsende 
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nicht nur dann aufgekündigt werden können, wenn ſie keine Beſtimmungen über Einrichtung von Kurz⸗ 
arbeit enthalten, ſondern auch dann, wenn dieſe Beſtimmungen der Einführung von Kurzarbeit ent⸗ 
gegenſtehen. Der vorzeitigen Kündigung unterliegen die Geſamtvereinbarungen nur inſoweit, als ſie 
durch eine Regelung der Kurzarbeit ergänzt werden können, oder als die Beſtimmungen, die der Ein⸗ 
führung von Kurzarbeit entgegenſtehen, aufgehoben werden können. 

In den Geſamtvereinbarungen können auch andere mit der Arbeitszeitverkürzung in unmittelbarem 
Zuſammenhang ſtehende Beſtimmungen geändert werden, insbeſondere ſolche über den Urlaub und die 
Überjtundenregelung. 

Alle Behörden, insbeſondere die Schlichtungsbehörden ſind verpflichtet, die Einführung von Kurz⸗ 
arbeit zu fördern. 


10. (Zu S 5) 

Die nach § 5 der Verordnung zu beſtellenden Schlichter werden vom Senat, Abt. Betriebe, be⸗ 
ſtimmt; dieſe Schlichter haben ihre Tätigkeit im Verwaltungsrahmen des Staatl. Schlichtungsausſchuſſes 
auszuüben. Der Schlichter und die Beiſitzer haben Anſpruch auf eine vom Senat, Abt. Betriebe, 
näher feſtzuſetzende Vergütung. ee 

Die Anträge entſpr. $ 5 der Verordnung jind an die Geſchäftsſtelle des Schlichtungsausſchuſſes 
zu richten. ; ae: 

11. (Zu 8 6) 

Für die Genehmigung von Überſtundenarbeit gelten weiterhin die Beſtimmungen der Arbeitszeit⸗ 
verordnungen. : 

Die Anwendung des $ 6 wird für Betriebe der Schiffahrt, der Fiſcherei, der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft mit Ausnahme ihrer gewerblichen Nebenbetriebe ausgeſchloſſen, ferner für das Verkehrsge⸗ 
werbe und für die Ausübung der Heilkunde, ſoweit unregelmäßige oder unſtändige Arbeit vorliegt; in 
Zweifelsfällen iſt die Entſcheidung des Senats — Abt. für Handel und Gewerbe — einzuholen. Die 
Anwendung iſt ferner ausgeſchloſſen für Arbeitnehmer, deren Beſchäftigung unſtändig im Sinne des 
§ 441 der Reichsverſicherungsordnung iſt. Ferner find ausgeſchloſſen von der Anwendung des S 6 
Arbeitnehmer, welche ausſchließlich oder überwiegend auf Proviſion, Bedienungsgeld o. ä. Bezüge ange⸗ 
wieſen ſind. 


12. (Zu 8 7) 

Als Maſchinen und Veränderungen der Betriebseinrichtungen etc., die geeignet ſind, die Zahl der 
Arbeitnehmer in einem Betriebe zu verringern, ſind alle ſolche Maſchinen, Einrichtungen, Apparate o. ä. 
anzuſehen, durch deren Inbetriebnahme bei gleichbleibendem Betriebsumfange Arbeitnehmer zur Ent⸗ 
laſſung kommen würden. Im Zweifelsfalle iſt die Entſcheidung des Staatl. Gewerbeaufſichtsamtes ein⸗ 
zuholen. Es genügt, wenn dem Gewerbeaufſichtsamt das Vorhaben ſchriftlich mitgeteilt wird. Erfolgt 
ſeitens des Gewerbeaufſichtsamtes innerhalb einer Woche nach Empfang dieſer Mitteilung kein Ein⸗ 
ſpruch, ſo gilt die Genehmigung als erteilt. 

Der Beſchwerdeausſchuß entſprechend 8 7 Abſ. 2 der Verordnung wird vom Senat, Abt. für 
Handel und Gewerbe, nach Bedarf einberufen. 


13. (Zu $ 8) 

Zur Durchführung eines Strafverfahrens wegen berſchreitung der geſetzlichen Arbeitszeitbeſtim⸗ 
mungen für gewerbliche Arbeiter und für Angeſtellte bedarf es wie bisher eines Strafantrages des 
Staatl. Gewerbeaufſichtsamtes. Bei Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des § 7 Abſ. 1 der 
Verordnung iſt vor Durchführung eines Strafverfahrens die gutachtliche Stellungnahme des Staatl. 
Gewerbeaufſichtsamtes einzuholen. 

14 


Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 17. Juni 1933, 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr.⸗Ing. Althoff 
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76 Danziger Rechtsbibliothek. 


Von den bisher herausgegebenen Folgen der Danziger Rechtsbibliothek ſtehen bei der Verkaufs⸗ 
ſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers zu Vorzugspreiſen noch zum Verkauf: 


Bd. 1 Kettlitz, Danziger Geſetzgebunn gg 12, 8 
Fah ah 55 „ 
TEST ee de 
III. Nachtrag S 8,50 „ 

„ 2 Schulz, Danziger Seriötstftennehh EN En EN 9,— „ 
I. Nachtrag e 2,80 „ 
II. Nachtrag SEE 3,.— „ 
„ 3 Reiß, Danziger Niftorun e erg) 3 45505% 
„ 4 Meyer, Miet⸗ und Wohnungsrecht (vergr. ) 6,— „ 
„ 5 Gallaſch, Steuergrundgeſesssss 8,.— „ 
„ e Schſieider, Urheberrecht 4,.— „ 
„ BVbigt, Daftziger Verfüſſun gs 7.— „ 
F5F—/- III! 8 6,50 „ 
n Nächns 3,.— „ 
5 Methſer Zivilpreze s mn Te 8 350 
1. Nachtrag Bere een E05 1,80 „ 
„ 10 Schlemm, Kraftfahrzeusrecht a Re 8,.— „ 
„ 11 Lewinsky⸗Wagner, Staats⸗ und Völkerrecht se. send, 
I. Nachtrag nn 2,.— „ 


„ 12 Köhler, Poſt⸗ und Telegrap hene 8 es 6,80 „ 
„ 13 Köppen, Danziger Staatsangehörige en 5,20: „, 
„ 14 Reiß, Verfaſſung der Freien En SS en 
„ 15 Bode, Arbeitsgeſetze rare 
„ 16 Lademann⸗Rodenacker, . Eleiergejehe 1 Beer 
„ 17 Lademann⸗Rodenacker, Danziger Steuergejeße II. . 18,40 „ 


Danzig, den 10. Juni 1983. 
Der Senat, Präſidialabteilung ZU 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


